Europäischer Pakt für die Jugend

Gedanken und Forderungen der deutschen Delegation, entstanden während Vorbereitungen auf die Europäische Jugendwoche vom 03.12. – 13.12. 2005

Präambel

Im Zuge der Globalisierung ist es notwendig, die Chancen der international geöffneten Türen zu entdecken und neue Wege zu gehen. Gerade in der Europapolitik ist diese Prämisse entscheidend für eine zukunftsfähige Gesellschaft, wobei die Jugend Europas einen bedeutenden Faktor darstellt.

Damit Jugendliche ihre Zukunft eigenverantwortlich gestalten können, wird ihnen die  Möglichkeit gegeben, an politischen Prozessen aktiv teilzunehmen. Dazu haben sich einhundert Jugendliche auf mehreren Vorbereitungskonferenzen die Themenbereiche  

1. Integration, sozialer Aufstieg, Beschäftigung 

2. Allgemeine und berufliche Bildung, Mobilität 

3. Vereinbarkeit von Familie und Berufsleben 

diskutiert.

Folgenden Forderungen und Vorschläge sollen wegweisend für Jugendbeteiligung in Europa sein, indem wir als Jugendliche unsere Vorstellungen zur Beschäftigung-, Integrations-, Bildungs- und Familienpolitik in Europa im Rahmen des europäischen Paktes für die Jugend präsentieren.

Themenbereich 1: Integration, Beschäftigung, sozialer Aufstieg

1.1. Integration 
Wir haben uns eingehend mit der Begriffsdefinition von „Integration“ befasst (siehe Dokumente von Erfurt und Heidelberg) und widmeten uns nun einem konkreten Problem:

In vielen Städten in Deutschland entsteht ein sozialer Brennpunkt zwischen Migranten und Deutschen, bedingt durch eine mangelnde gemeinsame Kommunikationsbasis. Es fängt schon sehr früh auf dem Bildungsweg an; bereits im Kindergarten und in der Grundschule werden Migrantenfamilien ausgegrenzt, weil die deutschen Sprachkenntnisse fehlen. Ausländer erfahren Benachteiligung und werden teilweise ausgeschlossen. Diesem Prozess, der für die Betroffenen in einen Teufelskreis von Demotivierung in der Schule, Misserfolgen, Frustration und Arbeitslosigkeit führt, kann – und muss – man ebenso früh wie er beginnt schon entgegen wirken. Dazu schlagen wir konkret vor:
Allen Migranten soll die Teilnahme an kostenfreien Sprachkursen ermöglicht werden. Dazu müssen 2 Bedingungen erfüllt werden:

1. Die Rahmenbedingungen für die Betroffenen müssen geschaffen werden, dass sie nicht von zeitlichen Faktoren eingeschränkt werden. Zum Beispiel darf es nicht vorkommen, dass ein Schüler nicht zum Extraunterricht kommen kann, weil er im Familienbetrieb aushelfen muss. Dies hätte zur Folge, dass er am verfrühten Ende seiner Schullaufbahn immer noch dort arbeitet, da er aufgrund von mangelnden Deutschkenntnissen andere Möglichkeiten nicht wahrnehmen konnte. Es muss also einerseits in bereits bestehenden Sozialämtern eine entsprechende Hilfestellung geleistet werden (z.B. indem Zivildienstleistende wie im oben genannten Beispiel zur Vertretung eingesetzt werden, um so dem Kind die Extrazeit für den Sprachunterricht zur Verfügung zu stellen.) Andererseits sollten Grundlagen für regelmäßigen Deutschunterricht beispielsweise durch Lehrer oder Oberstufenschüler geschaffen werden. 
2. Es wäre wichtig, eine entsprechende Aufwandsentschädigung oder Entlohnung zu stellen, damit das Projekt, das im Endeffekt von den engagierten Lehrpersonen (und natürlich den Vertretern, ggf. im ‚Laden’) ausgeführt wird, nachhaltig funktioniert.
Deutschunterricht soll also für Ausländer zum kostenlosen Pflichtfach werden, damit die Vorstufen zur Ausgrenzung und Isolation erst gar nicht begangen werden. Wie nehmen an, dass es für Kinder im Vorschul- und Grundschulalter generell keinen Unterschied macht, denn ihr ‚Bewusstsein für die kulturelle Verleumdung’ ist noch nicht so stark ausgeprägt. Dass es sich lohnt, den zeitlichen Aufwand zu investieren, sollte schnell von den Kinder und deren Eltern akzeptiert werden, denn es kann nur zu guten Schulergebnissen führen, wenn das Kind das unentbehrliche Wissen möglichst früh mitbekommt. Nur so können Chancengleichheit und Integration von Ausländern in diesem Bereich erreicht werden. 

Es wird bei diesem Projekt nötig sein, mit dem Schulministerium zu kooperieren. Wir denken, dass es sich hier um ein Problem handelt, welches Menschen aus verschiedenen Ländern betrifft, daher wird die EU-Kommission dazu aufgefordert, entsprechende finanzielle Mittel zu stellen, um einen Anreiz (und somit auch Arbeitsplätze) zu schaffen.

Themenbereich 1.2. Sozialer Aufstieg 

Coaching als Unterrichtsfach / Erziehungsseminare für Eltern

Was ist Coaching?

Coaching ist hier gemeint als Training für alle Bereiche des Lebens.

Die Jugend wird heute nicht in die Richtung Erfolg ausgerichtet. Man bekommt von Außen bestimmte Eindrücke, vom Elternhaus und vom Umfeld, die unbewusst verarbeitet werden und das Leben des Einzelnen bestimmen. 
Ein negatives Beispiel: Ein Jugendlicher, dessen Eltern Alkoholiker sind, findet den Absprung selber nicht, eine Ausbildung zu machen und macht es seinen Eltern nach, wie er es als ‚Muster’ übernommen hat. Die Schuld für seine Situation gibt er seinen Eltern.
Coaching wandelt diese Standpunkte. Nun kann der Jugendliche seine Einstellung ändern und Verantwortung für das, was er tut, übernehmen. 
Die Trainer versuchen durch Fragen und Antworten einen individuellen Weg für jeden zu finden, mit seinen Problemen zurecht zu kommen. 
Es gibt spezielle Coaching-Akademien, in denen man sich coachen lassen kann. (Coacher www.diejugendtrainer.de) Kindern und Jugendlichen soll das Thema ‚Erfolg’ nahe gelegt werden und die Tür für ein erfülltes Leben geöffnet werden. 
Für die Förderung der Jungend in Deutschland

Es sollen kostenlose Seminare für werdende/junge Eltern in allen Bereichen der Erziehung eingerichtet werden. Dazu wird auch entsprechende Werbung benötigt, damit die Zielgruppe von diesem Angebot erfährt.

Die Themen dieser Seminare wären z.B.:  

· Persönlichkeitsbildung

· Umgang mit Menschen

· Finanzmanagement/Sparplan

Themenbereich 1.3. Beschäftigung

1. Ehrenamtliches Engagement sollte durch Zertifikate in ganz Europa anerkannt werden, sowie auch positiv bei Einstellungstests gewertet werden. Es sollte unter bestimmten Bedingungen auch als Abschluss gelten. 

Das Zertifikat sollte beinhalten, welche Kompetenzen erworben wurden und in welchem Bereich man tätig war.

Ziel: Förderung von Engagement und ehrenamtlicher Arbeit

2. In den Schulen soll in der 10. Klasse vor der festgelegten Praktikumwoche eine von der Europäischen Kommission finanzierte Projektwoche eingeführt werden.

